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Vorwort 

Die Arbeit hat im Wintersemester 1974/75 dem Fachbereich Rechts-
wissenschaft der Universität Hamburg als Dissertation vorgelegen. Ihr 
Thema ist von meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor Dr. Manfred 
Maiwald, angeregt worden, dem mein ganz besonderer und herzlicher 
Dank für die mir zuteil gewordene Förderung gilt. Danken möchte ich 
an dieser Stelle auch Herrn Professor Dr. Eberhard Schmidhäuser für 
die Aufnahme der Abhandlung in die von ihm herausgegebene Schrif-
tenreihe. 

Hamburg, im Mai 1976 

Rene Bloy 
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Erster Teil 

Einführung: 

Grundlagen der Untersuchung 

I. Problemstellung 

1. Der Untersuchungsgegenstand 

Das deutsche Strafrecht umfaßt eine beachtliche Anzahl von Vor-
schriften, die dem Täter eines der im Besonderen Teil des Strafgesetz-
buches geschilderten Delikte unter bestimmten Voraussetzungen Straf-
freiheit gewähren. Einige dieser Bestimmungen werden in Literatur 
und Rechtsprechung unter den Begriffen der Strafausschließungs- und 
Strafaufhebungsgründel zusammengefaßt. Diese bilden den Gegenstand 
der vorliegenden Untersuchung. Abgesehen von einigen älteren Disser-
tationen2 ist ihnen bisher noch keine monographische Darstellung ge-
widmet worden. Es wurde ihnen auch im übrigen meist kein tiefer-
gehendes Interesse entgegengebracht, wie ein Blick in die Lehrbücher 
des Allgemeinen Teils des Strafrechts zeigt. Es läßt sich vermuten, daß 
dies seinen Grund in einer gewissen Unsicherheit hat, die die Autoren 
angesichts der Behandlung dieses Themas befällt, denn es findet sich 
häufig in diesem Zusammenhang ein Hinweis auf die Schwierigkeiten, 
die sich der systematischen Einordnung dieser Merkmale und auch der 
Bestimmung, welche Vorschriften überhaupt zu dieser Gruppe zu zäh-
len sind, entgegenstellen3• Indes wird die Problematik nur selten weiter 

1 Die vielfach übliche zusätzliche Kennzeichnung der Strafausschließungs-
und Strafaufhebungsgründe als "persönliche" stellt nur ein Epitheton or-
nans dar. Die persönliche Wirkung der einzelnen Umstände ergibt sich 
unmittelbar aus dem Gesetz, so daß auf die ständige Verwendung dieses 
Zusatzes verzichtet werden kann. 

2 Stille, Die persönlichen Strafausschließungsgründe, Diss. Frankfurt 1932; 
Rummel, Die persönlichen Strafausschließungsgründe, Diss. Erlangen 1938; 
Mönkemeier, Begriff und Bedeutung der Strafausschließungs- und Straf-
aufhebungsgründe, Diss. Hamburg 1957 (ungedruckt). 

3 Schmidhäuser, AT, S. 388; Maurach, AT, S. 420; Stratenwerth, AT, S. 75; 
Mezger I Blei, AT, S. 117. 
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entfaltet, obwohl das im Hinblick auf ihre - doch offenbar erkannte -
komplizierte Struktur zu erwarten wäre. Auffällig ist der Widerspruch 
zwischen der Einsicht in diese Schwierigkeiten und der Kürze der Aus-
führungen zu diesem Thema. Dessen Behandlung leidet denn auch dar-
an, daß vorwiegend mit Behauptungen gearbeitet wird, deren Stich-
haltigkeit mit Argumenten nur unzureichend belegt wird. Dieser Man-
gel gibt Veranlassung dazu, das erkennbar bisher vernachlässigte Ge-
biet der Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgründe einmal sorg-
fältiger zu betrachten. 

2. Die Bedeutung der Problematik 

Das Vorhaben, den Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgrün-
den eine eigene Untersuchung zu widmen, mag auf Skepsis stoßen, 
denn nach den bisher dazu vorliegenden Äußerungen scheint es sich 
hierbei doch wohl eher um einige " Anhängsel " der übrigen Voraus-
setzungen der Strafbarkeit ohne selbständiges Interesse zu handeln, 
wie man bereits aus den Überschriften, unter denen manche Autoren 
sie behandeln, zu schließen versucht sein könnte4 • Die Ergiebigkeit 
einer Analyse und systematischen Erfassung dieser Merkmale erweist 
indes folgende Überlegung: Das Vorliegen von Strafausschließungs-
bzw. Strafaufhebungsgründen führt zur Straflosigkeit des Täters. Ihr 
Nichtvorliegen ist also Strafbarkeitsvoraussetzung. Wenn sie, wie ganz 
überwiegend behauptet wird5, Unrecht und Schuld unberührt lassen 
und auch keinen prozessualen Charakter haben, dann muß es außerhalb 
von Unrecht und Schuld eine weitere Kategorie materiellrechtlicher 
Umstände, von denen die Strafbarkeit abhängt, geben. Die Überprü-
fung dieser These bedingt nun die Erörterung zweier für das Ver-
ständnis der strafrechtlichen Systematik grundsätzlicher Fragen: 1. Wo 
liegen die Grenzen zwischen materiellem und formellem Strafrecht, 
und 2. welches sind die Bestandteile der Straftat im materiellrecht-
lichen Sinne? Damit erweist sich der zunächst vielleicht eher abseits 
vermutete Untersuchungsgegenstand als geeigneter Ansatz für die 
Überprüfung einiger Fragen, die für das Strafrecht von grundsätz-
lichem Interesse sind. Die hier aufgegriffene Problematik erhält, indem 
sie sich in zwei Richtungen entfaltet, eine über sich selbst hinauswei-
sende Bedeutung. Daß sie bisher nicht die angemessene Aufmerk-
samkeit gefunden hat, hat seine Ursache jedenfalls nicht darin, daß ihr 
keine hinreichende Bedeutung zukommt. 

, Baumannj AT, S. 158: "Sonstiges" und S. 468: "Sonstige Voraussetzungen 
der Strafbarkeit"; desgleichen Stratenwerth, AT, S. 74. 

6 Jescheck, AT, S. 415; Schmidhäuser, AT, S. 387; Maurach, AT, S. 419; 
Baumann, AT, S. 468; Stratenwerth, AT, S. 74; Wetzet, Lb., S. 59. 
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3. Die Grenzen der Untersuchung 

Die Frage nach der Begründung der Straffreiheit aufgrund eines 
Straf ausschließungs- oder Strafaufhebungsgrundes impliziert diejenige 
nach der Rechtfertigung der Strafe selbst. Auf eine kritische Ausein-
andersetzung mit den Problemen der Strafzwecklehre muß in der vor-
liegenden Untersuchung mit Rücksicht auf deren begrenzte Thematik 
jedoch verzichtet werden. Der Rahmen, der der Untersuchung gesetzt 
ist, schränkt die Möglichkeit, gewisse Vorfragen grundlegend zu klären 
sogar noch weiter ein, denn ebensowenig wie die Grundlagen der 
Lehre von den Strafzwecken können die Begriffe des Unrechts und der 
Schuld an dieser Stelle selbständig entwickelt werden. Soweit sich die 
Notwendigkeit zu derartigen grundsätzlichen Ausführungen im Laufe 
der Untersuchung ergeben wird, sollen die betreffenden Aspekte des-
halb jeweils im Zusammenhang mit dem Einzelproblem dargestellt 
werden, das zu einer weiter ausgreifenden Erörterung der Zusammen-
hänge Veranlassung gegeben hat. 

Abgesehen davon, daß es nicht beabsichtigt sein kann, der Behand-
lung der Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgründe die Dar-
stellung der Grundzüge einer Strafrechtssystematik vorzuschalten, 
rechtfertigt sich der Verzicht auf die Geschlossenheit der Ausführungen 
im Sinne der grundsätzlichen Klärung aller für die systematische Er-
fassung der Strafausschließungs- und Strafaufhebungsgründe logisch 
vorrangiger Fragen auch dadurch, daß nur auf diese Weise die Konzen-
tration auf das Thema der Untersuchung bewahrt werden kann. 

, 
4. Zur Terminologie 

Der Gegenstand dieser Untersuchung wurde bisher mit den im Straf-
recht allgemein gebräuchlichen Begriffen als die "Strafausschließungs-
und Strafaufhebungsgründe" bezeichnet. Dies ist insofern nicht un-
problematisch, als bereits umstritten ist, welche Bestimmungen im 
einzelnen zu dieser Gruppe von Bestrafungshindernissen gehören. Zur 
Berechtigung dieser Begriffsbildung und gegebenenfalls zum Umfang, 
der dieser Gruppe von Bestrafungshindernissen zukommt, kann nun 
selbstverständlich erst im Laufe der Untersuchung Stellung genom-
men werden. Trotzdem ist es erforderlich, diese Begriffe bereits vor 
einer solchen Klärung in einer vorläufigen Definition zu verwenden, 
denn anderenfalls müßten jeweils die gemeinten Bestimmungen einzeln 
nacheinander aufgezählt werden. Um Mißverständnisse zu vermeiden, 
die infolge eines bestimmten Vorverständnisses auftreten könnten, sei 
deshalb gesagt, daß alle Vorschriften den Gegenstand der Untersuchung 
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